
Politikern in kirchlichem Kontext der DDR
trugen dazu bei, das Ziel der deutschen
Einheit lebendig zu erhalten und die Oppo-
sition mental zu stärken.

Innerhalb der SPD gewannen Katho-
likinnen und Katholiken an Bedeutung:
1987 wurde mit Hans-Jochen Vogel der
erste praktizierende Katholik SPD-Partei-
vorsitzender. Viele führende Sozialdemo-
kraten, wie die Generalsekretärin Andrea
Nahles, sind praktizierende Katholiken.

Situation heute

Die gegenwärtige Bedeutung der Religion
innerhalb der Partei ist unübersehbar: Im
Jahr 2009 gehörten 48 % der SPD-Mitglie-
der der evangelischen und 23 % der Katho-
lischen Kirche an – 26 % zählten zu keiner
Religionsgemeinschaft. Damit weisen drei

Viertel der Mitglieder eine religiöse Bin-
dung auf. Auf Bundesebene gibt es den Ar-
beitskreis »Christinnen und Christen in
der SPD«, der von je zwei Protestanten und
Katholiken geleitet wird, sowie regionale
bzw. lokale Gruppierungen. Aus den bei-
den Kirchenreferaten wurde 2003 ein ge-
meinsames Referat für Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften beim Parteivorstand.
Wolfgang Thierse formuliert das aktuelle
sozialdemokratische Selbstverständnis so:
»Die SPD begreift sich als eine Gemein-
schaft von Männern und Frauen, die aus
verschiedenen Glaubens- und Denkrich-
tungen kommen und sich in der Verwirk-
lichung sozialdemokratischer Reformpoli-
tik verbunden wissen.«

(Eine deutlich ausführlichere Fassung
dieses Beitrags mit genauen Einzelnach-
weisen erscheint im Archiv für Sozialge-
schichte 51 – 2011).
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Gespräch mit Carsten Schneider und Wolfgang Thierse

Religion und Säkularität.
Eine sozialdemokratische Kontroverse

Thomas Meyer: Es gibt die Initiative, in
der SPD einen Arbeitskreis sozialdemo-
kratisch-gesinnter Laizisten zu gründen,
um das Verhältnis Staat-Religionsgemein-
schaften neu zu diskutieren. Was erstrebt
dieser Arbeitskreis?

Carsten Schneider: Ich finde es gut, dass
es eine Initiative von Leuten gibt, die sich
die grundsätzliche Frage stellen, ob das
derzeitige Verhältnis von Staat und Kir-
che – etwa was die finanziellen Bezie-

hungen oder den Religionsunterricht be-
trifft – wirklich noch in die heutige Zeit
passt.

Auch deshalb, weil unsere Gesellschaft
sich zusehends pluralisiert. Anfang der
50er Jahre gehörten 90 % der Bevölkerung
in Westdeutschland christlichen Religions-
gemeinschaften an. In meinem Wahlkreis
Erfurt/Weimar leben zum Beispiel heute
nur noch 20 % Protestanten und 5 % Ka-
tholiken; die allermeisten sind konfessions-
frei. Sicher gibt es in dieser Initiative auch

Carsten Schneider ist haushaltspolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion.
Er unterstützt die Idee, einen Arbeitskreis »LaizistInnen in der SPD« zu gründen.
Wolfgang Thierse, Vizepräsident des Deutschen Bundestages, ist u.a. einer der
Sprecher des Arbeitskreises »Christinnen und Christen in der SPD«. Es moderier-
ten Dagmar Mensink, Leiterin des Referats für Kirchen und Religionsgemein-
schaften beim Parteivorstand der SPD, und Thomas Meyer.



radikale Laizisten, die für eine vollständige
Trennung von Staat und Religion stehen.
Das ist nicht meine Position. Mir geht es
um einen weltanschaulich neutralen Staat,
der keine Religionsgemeinschaft bevor-
zugt oder benachteiligt. Wie genau diese
Neutralität ausgestaltet ist, muss immer
wieder aufs Neue Gegenstand öffentli-
cher Auseinandersetzung sein.Dabei müs-
sen auch alte Traditionen auf den Prüf-
stand.

Meyer: Gehen Sie davon aus, dass die De-
batte zu diesen Themen in der SPD heute
unterentwickelt ist?

Schneider: Ja, und sie wird auch in der ge-
samten Gesellschaft kaum geführt. Deshalb
finde ich es gut, diese Fragen aus heutiger
Sicht grundsätzlich neu zu diskutieren.

Dagmar Mensink: Es ist aber ein Unter-
schied, ob man die Neubalancierung die-
ses historisch gewachsenen Staatskirchen-

rechts als Frage stellt oder wie der Arbeits-
kreis einen Forderungskatalog nach einem
strikten Laizismus vorlegt.

Wolfgang Thierse: Deutlich gesprochen:
Was diese Gruppe der Laizisten fordert, ist
eine fundamentale Veränderung, erstens
des Grundgesetzes; zweitens des Verhält-
nisses von Staat und Kirche mit dem Ziel,
Religion und Kirche aus dem öffentlichen
Raum zurück zu drängen, was de facto ei-
ne Forderung nach einer staatlich privile-
gierten säkularistischen Weltanschauung
ist.All das habe ich in der DDR erlebt: kein
Gottesbezug in der Verfassung, keine Kreu-
ze in den Schulen, keine Eidesformel »So
wahr mir Gott helfe«, kein Religionsunter-
richt als Pflichtfach, keine Kirchensteuer,
keine Militärseelsorge, so der Forderungs-
katalog der Laizisten. Das alles ist im
Grunde die Forderung nach einem Staat,
der eine säkularistische Weltanschauung
anstelle von Religion privilegiert. Es geht
ihnen um weit mehr als ein faires Verhält-
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nis zwischen unterschiedlichen Weltan-
schauungsgemeinschaften.

Meyer: Herr Schneider, fühlen Sie sich in
dieser Interpretation mit Ihrer Initiative
richtig verstanden?

Schneider: Zunächst: Es handelt sich nicht
um »meine« Initiative, sondern ich sympa-
thisiere mit ihr. Nehmen wir nur mal die
muslimischen Glaubensgemeinschaften
in Deutschland: Für sie zieht der Staat keine
Kirchensteuern ein. Muslimischen Reli-
gionsunterricht gibt es bisher nur an weni-
gen Schulen. Und sie verfügen über keine
Wohlfahrtsverbände, deren soziale Dienst-
leistungen der Staat finanziert. Auf diese
Herausforderungen gibt es keine einfachen
Antworten, aber die SPD muss Klarheit
gewinnen, für welches Verhältnis von Staat
und Religionsgemeinschaften sie künftig

steht – nicht zuletzt vor dem Hintergrund
der Sarrazin-Debatte und der wachsenden
Angst vor dem Islam. Dabei geht es mir
übrigens nicht darum, die kirchliche Ar-
beit zu diskreditieren. Im Gegenteil haben
die Kirchen eine sehr wichtige, stark bin-
dende Funktion.

Meyer: Eine gewisse Verwirrung scheint
durch die Begriffswahl zu entstehen. Der
Begriff des Laizismus wird in der Bundes-
republik verfassungsrechtlich nicht ver-
wendet. Da ist vielmehr von der aktiven
religiösen und weltanschaulichen Neutra-
lität des Staates die Rede. Der Staat soll mit
allen religiösen und weltanschaulichen
Verbänden in eine Interaktion treten, da-
bei aber alle gleich behandeln. Laizismus
meint hingegen eine strikte Trennung von
Religion und Staat wie in Portugal und
Frankreich.

Thierse: Es gibt einen klaren Unterschied
zwischen dem Begriff der säkularen Rechts-
ordnung und einem Staat säkularistischer
Weltanschauung. Der Staat des Grundge-
setzes ist weltanschauungsneutral auf der
Basis einer säkularen Rechtsordnung, die
die gleiche Freiheit für die weltanschau-
lichen Überzeugungen aller Bürger er-
möglicht. Auf dieser Basis ist ein koope-
ratives Verhältnis zu den Religionsgemein-
schaften entstanden. Das muss weiterent-
wickelt werden, insofern neue Religions-
und Weltanschauungsgemeinschaften zah-
lenmäßig zunehmen. Die bisher dominie-
rende Stellung der beiden christlichen Kir-
chen wird relativiert. Die Einziehung der
Kirchensteuer durch den Staat ist eine von
den Kirchen bezahlte Dienstleistung des
Staates in der Überzeugung, dass mit den
Kirchensteuern auch Leistungen für die
Gesellschaft erbracht werden. Der Staat
unterstützt ja nicht nur die Kirchen in ih-
ren sozialen Leistungen, sondern ein brei-
tes Spektrum sozialer Organisationen un-
terschiedlicher Weltanschauungsgemein-
schaften. Da verhält sich der Staat neutral
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und vernünftig, weil er subsidiär handelt.
Er bedient sich vernünftigerweise der frei-
willigen Organisationen in der Gesellschaft
unter der Voraussetzung, dass diese selber
finanziell und durch menschliches Enga-
gement wichtige Dienstleistungen erbrin-
gen. Damit ist der Sozialstaat der Bundes-
republik sehr gut gefahren.

Meyer: Herr Schneider, ich habe Sie so
verstanden, dass im Hinblick auf all das
die Soll-Vorstellung ganz in Ordnung ist,
aber der Ist-Zustand sehr defizitär.

Schneider: Man muss das in Zukunft alles
mehr öffnen und vor allem garantieren,

dass solche sozialen Leistungen ausge-
schrieben und dann dezentral vergeben
werden. Und wenn wir Steuergelder für so-
ziale Dienstleistungen ausgeben – Beispiel
Kindergarten –, dann erwarte ich nicht
nur, dass da eine gute Betreuung statt-
findet, sondern dass die Einrichtung auch
Mitgliedern aller Konfessionen wie Kon-
fessionsfreien offen steht. In der Realität
ist es aber nicht so.

Thierse: Es gibt doch keine Regelung, dass
evangelische oder katholische Kindergär-
ten nicht-evangelische oder nicht-katho-
lische Kinder nicht aufnehmen dürfen –
im Gegenteil. Sie sind inzwischen ökume-
nisch und pluralistisch.

Schneider: Meine Erfahrung ist da eine
andere. Ein weiterer Punkt ist das Arbeits-
recht. Hier muss der Staat mehr Einfluss
haben auf die Rolle der Kirche als Arbeit-
geberin, etwa im Fall von Diakonie und
Caritas. Beide haben immerhin fast eine
Million Beschäftigte – mehr als die Auto-
mobilindustrie. Für Pfleger und Kranken-

schwestern in diesen Einrichtungen muss
das ganz normale Arbeitsrecht gelten. Pri-
vilegierungen sind nicht gerechtfertigt.

Thierse: Man muss darüber diskutieren, in
welchem Ausmaß es Einschränkungen des
üblichen Arbeitsrechts in Tendenz-Betrie-
ben geben kann. Das betrifft übrigens auch
andere Tendenzunternehmen, etwa Par-
teien. Da teile ich die Position der Gewerk-
schaften, dass hier gleiches Arbeitsrecht
hergestellt werden muss.

Mensink: Die Frage ist, ob das Selbstver-
ständnis eines kirchlichen Arbeitsverhält-
nisses nicht aus theologischen Gründen

anders gefasst werden darf als ein profanes
Arbeitsverhältnis. Darf das nicht auch in
dem Arbeitsrecht der Bundesrepublik Platz
haben? Es bleibt dann immer noch die
Frage zu klären,ob und wie Abweichungen
z.B. im Mitbestimmungsrecht gerechtfer-
tigt werden können, doch meine ich, dass
es gute Gründe gibt, das Selbstverständnis
der Kirchen auch in ihren Arbeitsorgani-
sationen sehr ernst zu nehmen.

Schneider: Dem widerspreche ich. Wenn
staatlich finanziert eine Dienstleistung er-
bracht wird, sei es in einem evangelischen
oder katholischen Kindergarten oder Kran-
kenhaus, dann hat das nichts mit dem
Glaubensbekenntnis zu tun. Das sind öf-
fentliche Dienstleistungen und wir haben
ja ein Antidiskriminierungsgesetz. Da darf
im Bewerbungsverfahren nicht, wie ich
das in meinem Wahlkreis erlebt habe, die
religiöse Zugehörigkeit ausschlaggebend
sein. Sonderreglungen für Tendenzbetrie-
be kommen in Frage für die innere Ver-
waltung, wo es um die Kirche selbst geht.
Aber bei den ausgelagerten Dienstleistun-
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» Die SPD muss Klarheit gewinnen, für welches Verhältnis von Staat und
Religionsgemeinschaften sie künftig steht – nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund der Sarrazin-Debatte und der wachsenden Angst vor dem Islam.«

(Carsten Schneider)



gen, die wir im öffentlichen Interesse fi-
nanzieren, gilt des Prinzip der Gleichbe-
handlung

Meyer: Zurück zur Anfangsfrage. Herr
Schneider, Ihr Ausgangspunkt war, dass
sich die religiöse Zusammensetzung der
Bevölkerung grundlegend verändert hat.
Daher die Frage an Sie beide: Gibt es eine
Zustimmung für die These, dass ein Be-
darf besteht, das Verhältnis von Staat und
Religionsgemeinschaften neu zu regeln, da
sich die religiöse Zusammensetzung der
deutschen Bevölkerung erheblich verän-
dert hat, andere Religionen und Nicht-

Religiöse in großem Umfang hinzuge-
kommen sind? Braucht die SPD dafür ein
neues Forum? 

Thierse: Unsere säkulare Rechtsordnung
mit ihrer Religions- und Weltanschau-
ungsfreiheit ist die geeignete Grundlage,
mit diesen Veränderungen zu Rande zu
kommen. Sie schließt positive und negati-
ve Religionsfreiheit ein, sich zu einer Reli-
gion zu bekennen oder nicht, die Religion
bzw. weltanschauliche Überzeugung zu
wechseln und sie schließt ausdrücklich
auch ein, sich auch öffentlich sichtbar zu
bekennen. Die Laizisten wollen Religion
zurückdrängen in den privaten Raum. Das
ist doch keine Antwort auf die veränderte
weltanschauliche Zusammensetzung der
Bevölkerung. Das ist eher die Wiederkehr
des alten kämpferischen Atheismus, der
uns seit 150 Jahren vertraut ist. Wir ha-
ben heute allerdings zu lernen, dass die
Religions- und Weltanschauungsfreiheit
für alle Weltanschauungsgemeinschaften
gleichermaßen gilt und dass diese sich ein-
fügen müssen in die säkulare Rechtsord-
nung.

Schneider: Diese Veränderungsprozesse
werden weiter voranschreiten und enorme
Schwierigkeiten mit sich bringen. Die SPD
muss darüber diskutieren, welche Position
sie dabei einnehmen will. Ich bin sicher,
dass es eine heftige öffentliche Auseinan-
dersetzung gäbe, wenn in meinem Wahl-
kreis Erfurt in der Innenstadt eine Moschee
gebaut werden sollte. Wenn man das ernst-
haft will – und ich bin da wirklich für welt-
anschauliche Neutralität des Staates –,dann
muss die SPD auch darauf vorbereitet sein.

Thierse: Widerspruch. Die SPD ist darauf
vorbereitet. Die Diskussion findet in all

den Orten statt, in denen eine Moschee
gebaut werden soll und da hat die SPD eine
sehr vernünftige Einstellung vorgetragen –
nämlich klaren Einsatz für Religionsfrei-
heit. In meinem Wahlkreis z.B. waren die
Sozialdemokraten für den Bau einer Mo-
schee in Pankow. Wir sind eine Partei, die
aus unterschiedlichen weltanschaulichen
Motivationen Übereinstimmung in ih-
ren politischen Grundwerten gewinnt. Der
Islam mit seinem Anspruch auf öffentliche
Wahrnehmung ist jetzt eine Herausforde-
rung für bequeme Gewohnheiten.

Meyer: Es gibt Einige in der SPD, die mei-
nen, die neue Situation erzeuge einen neuen
Diskussionsbedarf, und sie wollen dafür
ein Forum einrichten. Sollte man ihnen
das verwehren? Im Godesberger Programm
steht die berühmte Formel des weltan-
schaulichen Pluralismus, dass die Grund-
werte aus humanistischen, klassisch-phi-
losophischen oder christlichen Motiven
vertreten werden. Dort steht auch ein Be-
kenntnis zur öffentlichen Rolle der Kir-
chen. Von den genannten Motivations-
gruppen sind nur die Christen in der Par-
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» Der Laizismus ist keine Antwort auf die veränderte weltanschauliche
Zusammensetzung der Bevölkerung, sondern eher die Wiederkehr des
alten kämpferischen Atheismus.«

(Wolfgang Thierse)



tei besonders organisiert. Kann das nicht
auch für die anderen Motivationsgruppen
im Rahmen des Programms gelten? 

Thierse: Ich habe selbstverständlich nichts
dagegen, dass in unserer Partei über Grund-
fragen weltanschaulicher Natur und aus
unterschiedlicher Motivation diskutiert
wird. Aber diese Laizistengruppe ist mit
Forderungen aufgetreten, die auf eine Ver-
änderung der Verfassung, des Verhältnisses
Staat-Kirche und der Programmatik der
SPD zielen. Sie wollen einen Staat säkula-
ristischer Weltanschauung und die Kirche
aus dem öffentlichen Raum zurückdrängen.
Aber Arbeitsgemeinschaften und -kreise
sind in unserer Partei dann willkommen,
wenn sie im Sinne der Ziele der gesamten
Partei tätig werden und nicht solche, die
bestimmte Positionen gegen das Partei-
programm durchsetzen wollen.

73 % der SPD-Mitglieder gehören heu-
te einer Religionsgemeinschaft an, mehr
als im Bevölkerungsdurchschnitt. Das ist
auch gut erklärlich, weil der christliche
Glaube eine starke Motivationsquelle ist
für soziales und politisches Engagement.
Wenn diese Motivation abgeschnitten wird,
dann schwächt das die Partei erheblich.

Schneider: Das sehe ich anders. Es wäre
nicht gut, die Diskussion abzuwürgen. Ich
fände es sinnvoll, dieses Jahr zu nutzen, um
das Thema grundsätzlich zu diskutieren,
bevor man überlegt, einen neuen Arbeits-
kreis in der SPD dafür einzurichten.Die ab-
lehnende Reaktion des Parteivorstandes
war eher kontraproduktiv, weil sich die
Mitglieder dieser Laizisten-Initiative jetzt
als Märtyrer fühlen können, deren Diskus-
sionsangebot unterdrückt werden soll. Es
muss in der SPD die Möglichkeit geben,
auch solche Positionen zu vertreten, die aus
der Tradition von Aufklärung und des Hu-
manismus kommen.Genauso,wie es die an-
deren Positionen gibt. Ich verstehe die Ar-
gumente ja, die hier vorgetragen werden.
Deswegen muss das Ganze ein offener Pro-

zess sein. Es ist wichtig, dass es auch in
der SPD immer Leute gibt, die die beste-
hende Balance zwischen Staat und Religion
hinterfragen. Mich stört es beispielsweise,
wenn der katholische oder der evangelische
Bischof ein öffentliches Gebäude einseg-
nen. Eigentlich ist das doch eine Sache des
Staates, mit der die Kirche wenig zu tun.

Meyer: Wolfgang Thierse sagt, diese La-
izisten-Initiative passt nicht in die SPD,
weil viele ihrer Forderungen dem Partei-
programm widersprechen. Wenn sie sich
aber als eine Motivationsgruppe versteht,
die sich auf humanistisch-aufklärerischer
Grundlage an der Debatte über sozialde-
mokratische Politik in diesem Handlungs-
bereich beteiligt, dann wäre das ja etwas
anderes, oder? 

Mensink: Dann wäre es auch eine Analogie
zum Arbeitskreis Christinnen und Christen
in der SPD. Bis jetzt aber liegt nur ein For-
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derungskatalog vor, der eine strikte Tren-
nung nicht nur zwischen Staat und Reli-
gionsgemeinschaft, sondern auch zwischen
Öffentlichkeit und Religion fordert. Das
entspricht nicht dem SPD-Programm und
ist aus meiner Sicht auch keine adäquate
Antwort auf die neuen Herausforderun-
gen. Die Frage heute ist, wie wir die ver-
schiedenen Religionsgemeinschaften glei-
chermaßen an den Möglichkeiten beteili-
gen können, die das Grundgesetz vorsieht,
und nicht, wie wir die Religion in öffent-
lichen Räumen möglichst beschränken.

Meyer: Ist es sinnvoll, unabhängig von den
konkreten Forderungen dieser Laizisten-
Gruppe, den Gedanken eines Forums für
säkulare Humanisten in der SPD weiter zu
verfolgen? 

Schneider: Man muss diesen Sozialdemo-
kraten auf alle Fälle das Gefühl geben, dass
sie in der SPD willkommen sind, dass
sie das Wort ergreifen können und ernst
genommen werden mit ihren Anliegen.
Das finde ich schon aus der aufkläreri-
schen Tradition der SPD heraus zwingend
notwendig. Die neuen Fragen, die sie stel-
len,dürfen nicht einfach weggewischt wer-
den.

Thierse: Es gibt einen deutlichen Unter-
schied zwischen dieser Gruppe und dem
Arbeitskreis Christinnen und Christen in
der SPD. Dieser Arbeitskreis ist ein Dis-
kussionskreis, der über ethische Begrün-
dungen für sozialdemokratische Politik de-
battiert. Zum Beispiel, welche Neubegrün-
dungen wir für Solidarität brauchen in ei-
ner pluralen Konkurrenzgesellschaft, wo
Solidarität nicht mehr selbstverständlich
ist. Die Gruppe der Laizisten hingegen will
die SPD und das Grundgesetz verändern
und das Verhältniss von Staat und Weltan-
schauungsgemeinschaften im Lande. Sie
wollen die SPD ins 19. Jahrhundert zurück-
führen Es macht keinen positiven Sinn für
die SPD, hinter Godesberg zurückzufallen.

Würden sich die Laizisten mit ihren
Forderungen in der Partei durchsetzen,
dann wäre die SPD keine Volkspartei
mehr! 

Schneider: Als Volkspartei müssen wir
doch bestimmte Punkte, die die Bevölke-
rung bewegen, aufgreifen und, wo es sinn-
voll ist, Veränderungen anstreben. Etwa
beim Religionsunterricht, der immer noch
ein versetzungsrelevantes Pflichtfach ist.
Auch grundgesetzlich geschützte Traditio-
nen dürfen hinterfragt werden! Aus mei-
ner Sicht brauchen wir eher einen gemein-
samen Unterricht aller Schüler in den welt-
anschaulichen Grundlagen unserer Kultur
– wie in Brandenburg oder Berlin. Optio-
nal können die Schüler dann Religions-
unterricht wählen.

Wichtig ist auch die Frage der staat-
lichen Finanzierung: Viele Leute wissen
gar nicht, dass wir den Kirchen jährlich
zur Selbstwirtschaftung staatliche Mittel
in Höhe von mehreren Hundert Millionen
Euro zur Verfügung stellen, quasi ohne
Verwendungsnachweise zu verlangen. Das
sind immer noch Entschädigungen für
ehemaligen Kirchenbesitz, der vor mehr
als 200 Jahren in Staatsvermögen über-
ging. So etwas muss doch auch mal ein
Ende haben können.

Thierse: Religionsunterricht ist ordent-
liches Lehrfach, aber freiwillig, das gehört
zur Religionsfreiheit. Den Religionsunter-
richt zu ersetzen durch einen staatlich ver-
fügten Weltanschauungsunterricht halte
ich für eine Parteinahme des Staates für sä-
kularistische Weltanschauung. Das kennen
wir aus der DDR. Der Staat hat sich an die-
ser Stelle zurückzuhalten. Bei der staat-
lichen Finanzierung der Kirchen muss man
wissen, dass sie der Ersatz für die früher aus
Landbesitz erzielten Beträge sind,die durch
die Säkularisierungsenteignungen verloren
gegangen sind.Aber über dieses sehr spezi-
elle Thema und über weitere konkrete Fra-
gen wäre gesondert zu reden.
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